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Antwort

der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Joachim Wundrak und der Fraktion
der AfD
— Drucksache 20/14136 —

AuRerungen von Vertretern der Bundesregierung zu Donald Trump, James David
Vance, fuhrenden Reprasentanten der US-Regierung und moglicher Schaden fiir
die deutsch-amerikanischen Beziehungen

Vorbemerkung der Fragesteller

Donald Trump (Republikaner) ist in der &ltesten Demokratie der Welt mit
einem groBen Vorsprung vor Kamala Harris (Demokraten) zum Présidenten
gewihlt worden. Die Bundesregierung hat es nach Ansicht der Fragesteller zu-
vor unterlassen, belastbare Beziehungen zu Donald Trump, seinem Vizeprési-
denten James David ,,J. D.*“ Vance oder anderen hochrangigen Republikanern
zu kniipfen. Stattdessen haben mehrere Mitglieder der Bundesregierung, wie
z. B. der Koordinator fiir die transatlantische Zusammenarbeit, Michael Georg
Link (FDP), sich 6ffentlich abwertend gegen Donald Trump und die Republi-
kaner geduflert und damit, wie bereits vor der Wahl 2016, den deutsch-ameri-
kanischen Beziehungen nach Ansicht der Fragesteller schweren und nachhalti-
gen Schaden zugefiigt. Damals waren die deutsch-amerikanischen Beziehun-
gen durch die Versaumnisse der Bundesregierung und undiplomatische Auf3e-
rungen u. a. der ehemaligen Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel schwer be-
lastet, wihrend z. B. Japan bereits vor der Wahl durch einen Besuch des dama-
ligen Premierministers Shinzo Abe im Trump-Tower gute und verldssliche Be-
zichungen gekniipft hat (vgl. J. Heissler; S. Alvarez: Masterplan zur Macht,
in: Wirtschafswoche, 19. Juli 2024, S. 32).

,Deutschlands Problem heifit nicht Donald Trump, sondern Olaf Scholz titel-
te das Nachrichtenmagazin ,,DER SPIEGEL am 3. November 2024 kurz vor
dem Wahlsieg der Republikaner bei den US-amerikanischen Présidentschafts-
und Kongresswahlen. Der Bundeskanzler habe es versdumt, nachhaltige und
belastbare Beziehungen zu Donald Trump aufzubauen (vgl. R. Pfister:
Deutschlands Problem heifit nicht Trump, sondern Olaf Scholz. DER SPIE-
GEL, 3. November 2024, www.spiegel.de/ausland/wahlkampf-in-den-usa-war
um-olaf-scholz-das-eigentliche-problem-fuer-deutschland-ist-a-02¢9381d-56d
c-427c-b88a-c177530b0417). Zum Beispiel habe Scholz, im Gegensatz zu
dem britischen sozialistischen Premierminister Keir Starmer und dem linksli-
beralen kanadischen Premierminister Justin Trudeau, Donald Trump nach dem
Attentat am 13. Juli 2024 in Pennsylvania nicht personlich angerufen (vgl.
J. Heissler; S. Alvarez, a. a. O.). Echte Beziechungen zu Trump und ihm nahe-
stechenden Personen gebe es nicht, so ein deutscher Regierungsvertreter.

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Auswdrtigen Amts vom 27. Dezember 2024 iibermittellt.
Die Drucksache enthdlt zusdtzlich — in kleinerer Schrifitype — den Fragetext.
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Scholz kommentierte den Wandel von Vance vom Trump-Kritiker zum Vize-
prasidenten als ,.ein bisschen tragisch® (vgl. A. Hellemann; B. Uhlenbroich:
Wer in Deutschland hat noch einen Draht zu Trump?, BILD AM SONNTAG,
31. Mirz 2024, S. 8).

Nicht nur der Kanzler als Spitze der Bundesexekutive hat den deutsch-ameri-
kanischen Beziehungen nach Auffassung der Fragesteller Schaden zugefiigt.
Auch das Auswirtige Amt unter Fiihrung der Bundesministerin des Auswiérti-
gen Annalena Baerbock hat das Verhéltnis zu dem méchtigsten Staat der Welt
und einem der wichtigsten Partner der Bundesrepublik Deutschland nach An-
sicht der Fragesteller schwer beschéddigt. So twitterte der Account des Aus-
wirtigen Amts gemdf der von der Bundesauflenministerin Annalena Baerbock
verfligten undiplomatischen Strategie nach dem Fernsehduell zwischen
Donald Trump und Kamala Harris nach Auffassung der Fragesteller herablas-
send gegen Donald Trumps faktisch zutreffende Ausfiihrungen zum Scheitern
der deutschen Energiewende (vgl. Ch. Schult: Warum Baerbock ihren Diplo-
maten bei Shitstorms zu Gelassenheit rdt, DER SPIEGEL, 20. September
2024, www.spiegel.de/politik/deutschland/annalena-baerbock-warum-ihre-dip
lomaten-shitstorms-auf-x-nicht-fuerchten-muessen-a-d432fc98-7a5¢c-492b-9¢9
9-1e1764762bcl). Solche provokanten Aussagen sind nach Auffassung der
Fragesteller nicht hilfreich fiir die diplomatischen Beziehungen (vgl. Trump
nimmt Kritik nicht so leicht hin. Interview mit Corneliu Bjola, DER SPIE-
GEL, 15. September 2024, www.spiegel.de/ausland/donald-trump-viraler-pos
t-des-auswaertigen-amtes-das-sagt-ein-demokratieforscher-a-8f51d574-af2d-4
c50-9cfe-2¢1c7042a022). Experten wie Georgetown-Politologin Emma
Ashford iibten entsprechend Kritik: ,,Vielleicht bin ich altmodisch, aber es
scheint mir diplomatisches Fehlverhalten zu sein, wenn sich das Auflenminis-
terium eines Landes in die (knappe) Wahl seines Sicherheitsgaranten ein-
mischt“ (vgl. D.Heide; M. Koch; A. Meiritz: Schwere Vorwiirfe gegen
Deutschland, Handelsblatt, 13. September 2024, S. 12). Richard Grenell, ehe-
maliger US-Botschafter in Deutschland, kritisierte den Post als Wahlbeeinflus-
sung, die schlimmer sei als die Russlands oder des Irans. ,,Wir sehen dies und
werden entsprechend handeln®, schrieb er auf X (vgl. Baerbock-Amt mischt
sich in US-Wahlkampf ein, BILD, 11. September 2024, www.bild.de/politik/i
nland/kritik-an-donald-trump-baerbock-mischt-sich-in-us-wahlkampf-ein-66e
160a0470b7c503a6d05¢ef).

Ausgerechnet der Koordinator fiir die transatlantische Zusammenarbeit im
Auswirtigen Amt, Michael Link, hat sich in einem Interview im Mairz 2024
mehrfach abwertend iiber Donald Trump geduBert: ,,Dennoch ist es wichtig,
dass der Rechtsstaat seine Arbeit tut: Es wire ein enormer Schaden fiir ihn,
kdme Trump ohne Klage gegen seine offensichtlichen Versuche der Wahlma-
nipulation davon.” Zudem: ,,Es bleibt zu hoffen, dass die ersten Urteile gegen
ihn noch vor November gefillt werden. [...] Beide Kandidaten [Biden und
Trump] sind meiner Meinung nach oberhalb eines Alters, in dem man fiir ein
offentliches Amt dieser extremen Belastung und Verantwortung kandidieren
sollte.” Trump sei sprunghaft, unvorhersehbar, unverlésslich. Das sei in dieser
Weltlage hochgeféhrlich und spiele Regimen wie Russland, Nordkorea, Iran
aber auch Président Xi in die Hénde. Ein ,,Diktatfrieden® in der Ukraine, der
von Trump und Putin geschmiedet wiirde, ,,wire auch fiir Deutschlands Si-
cherheit geféhrlich und daher inakzeptabel (vgl. www.tagesspiegel.de/politik/
transatlantiker-michael-link-wir-durfen-trump-nicht-den-gefallen-tun-joe-bide
n-abzuschreiben-11301973.html).

Wihrend das Verhéltnis zu Donald Trump nach Ansicht der Fragesteller unter-
kiihlt und geprigt von Gehissigkeit und Diffamierungen war, dulerten sich
Olaf Scholz und Annalena Baerbock voll des Lobes iiber die Kandidatin der
Demokratin, Kamala Harris. Olaf Scholz sagte etwa iiber Kamala Harris: ,,Ich
kenne sie gut. Sie wire sicherlich eine sehr gute Prasidentin®. Und zuvor: ,,Ich
halte es fiir sehr gut moglich, dass Kamala Harris gewinnt”. Annalena
Baerbock dufBlerte, Harris sei eine ,, Transatlantikerin durch und durch® (vgl.
D. Heide; M. Koch; A. Meiritz, a. a. O.).
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Auch andere Vertreter der Bundesregierung wie Vizekanzler Dr. Robert
Habeck haben sich abfillig iber Donald Trump geduBert. Wéhrend dieser auf
seiner diesjdhrigen Reise in die USA die Biden-Administration lobte, sprach
er davon, dass die Erfahrung mit der letzten Trump-Administration eine ganz
andere sei. Damals seien alle Formate des Austauschs ,.kaputtgehauen™ wor-
den (vgl. Julia Léhr: Wer hat Angst vor Trump?, Frankfurter Allgemeine Zei-
tung, 9. Mérz 2024, S. 21.).

Gerade fiir eine friedliche Losung im Ukraine-Konflikt und fiir die Beendi-
gung des volkerrechtswidrigen russischen Ukraine-Krieges ist nach Ansicht
der Fragesteller eine enge deutsch-amerikanische Zusammenarbeit unerléss-
lich. In einem Papier des America First Policy Institute haben zwei ehemalige
Mitglieder des Nationalen Sicherheitsrates unter Donald Trump beschrieben,
wie eine solche aussehen konnte. Demnach wiirde Donald Trump Russland
klarmachen, dass die Ukraine mehr Unterstiitzung erfahrt, sollte sich Russland
Verhandlungen verschlieBen. Umgekehrt wiirden die US-Waffenlieferungen
an die Ukraine beendet, sollte sich die Ukraine gegen Friedensgespréche stel-
len. Der Krieg solle entlang der aktuellen Frontlinie eingefroren werden. Als
Teil eines Friedensabkommens konnte Donald Trump anbieten, die Sanktio-
nen zu lockern oder aufzuheben. Auch darauf ist die EU inklusive Deutsch-
land nach Ansicht der Fragesteller nicht vorbereitet, was fiir die deutschen Un-
ternehmen einen Wettbewerbsnachteil gegeniiber US-amerikanischen Firmen
bedeuten wiirde (vgl. K. Klapsa: Wie sich Deutschland auf Trump vorbereitet,
DIE WELT, 7. Mai 2024, S. 4.). Anstatt konstruktiv mit der neuen US-Ad-
ministration zusammenzuarbeiten, haben Vertreter der Bundesregierung wie
die griine Parlamentarische Staatssekretdrin beim Bundesminister fiir Wirt-
schaft und Klimaschutz Dr. Franziska Brantner gefordert, fiir die weitere
Unterstiitzung der Ukraine zu planen, sollten die USA ihre Hilfe unter Trump
einstellen. Auch Bundeskanzler Olaf Scholz versprach, Deutschland miisse
noch mehr tun, wenn ,,andere schwicheln* (vgl. J. Dorner: Ist Deutschland auf
Trumps Riickkehr vorbereitet?, Berliner Morgenpost, 17. Januar 2024, S. 3).
Dabei verkennt die Bundesregierung nach Ansicht der Fragesteller die militi-
rische und finanzielle Realitit. Ein Spitzenvertreter der Bundesregierung du-
Berte 2023 in kleiner Runde in Washington, dass die Europder einen mog-
lichen Ausfall der US-Waffenlieferungen an die Ukraine nicht kompensieren
konnten (vgl. R. Pfister: Donald Trump trdumt von der Diktatur, DER SPIE-
GEL, 3. Dezember 2023, www.spiegel.de/ausland/donald-trump-tracumt-von-
der-diktatur-wahlkampf-in-den-usa-a-de0al5be-059d-4210-8ac9-52f8f88d
5121).

Vorbemerkung der Bundesregierung

Die Bundesregierung nimmt die Vorbemerkung der Fragesteller zur Kenntnis
und macht sich die darin enthaltenen Wertungen nicht zu eigen.

Die Bundesregierung unterhélt eine Vielzahl politischer Gesprichskanile mit
den USA, darunter auch in das gesamte republikanische Spektrum. Das Aus-
wirtige Amt hat diese in den letzten Monaten noch einmal gezielt auf allen
Ebenen ausgebaut und gestirkt. Die Deutsche Botschaft Washington erweitert
bestdndig ihr bestehendes breites Netzwerk. Dies geschieht durch Treffen und
Gespriache mit Mitgliedern und Mitarbeitenden des US-Kongresses (House und
Senate), mit Vertreterinnen und Vertretern konservativer Think Tanks, republi-
kanischen Gouverneuren und Gouverneurinnen sowie Abgeordneten und Sena-
torinnen und Senatoren und deren Mitarbeitenden in den Bundesstaaten, durch
den landesweiten Besuch von republikanisch geprigten Konferenzen und sons-
tigen Veranstaltungen. Die Bundesministerin des Auswirtigen, Annalena
Baerbock, traf sich mehrfach mit Politikerinnen und Politikern der Republika-
nischen Partei.
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1. In welchen Politikfeldern sieht die Bundesregierung Schnittmengen zwi-
schen der Politik der kiinftigen US-Administration und der Politik der
Bundesregierung (bitte begriinden)?

2. In welchen Politikfeldern sieht die Bundesregierung Konfliktpotenziale
und divergierende Interessen zwischen der Politik der kiinftigen US-Ad-
ministration und der Politik der Bundesregierung (bitte begriinden)?

Die Fragen 1 und 2 werden gemeinsam beantwortet.

Die transatlantische Partnerschaft ist und bleibt von herausragender Bedeutung
fiir Deutschland und Europa und fiir die gemeinsame Bewiéltigung internationa-
ler Herausforderungen. Deutschland wird fiir die kiinftige amerikanische Re-
gierung ein starker, verlésslicher Verbiindeter bleiben. Die Bundesregierung hat
sich in den letzten Monaten intensiv auf den Ausgang der US-Wahlen vorberei-
tet und geht nun — auch in Abstimmung mit unseren européischen Partnern —
auf die kiinftige US-Administration zu, um mit ihr die weitere Ausgestaltung
der transatlantischen Zusammenarbeit zu besprechen — in allen Politikfeldern,
die fiir beide Seiten relevant sind. Zu moglichen Schwerpunkten und Positionen
der kiinftigen US-Administration wird die Bundesregierung nicht spekulieren.

3. Hat die Bundesregierung der kiinftigen US-Administration eine sofortige
Zusammenarbeit im Hinblick auf die Erreichung eines Waffenstillstands
und eines Friedensabkommens im Ukraine-Krieg angeboten (bitte begriin-
den)?

4. SchlieBit die Bundesregierung eine Erhohung der deutschen Ukraine-Hilfe
im Falle der Einstellung der US-amerikanischen Unterstiitzung durch die
Trump-Administration aus (bitte begriinden)?

Die Fragen 3 und 4 werden gemeinsam beantwortet.

Seit Beginn des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine am 24. Februar
2022 setzt sich die Bundesregierung intensiv fiir dessen Beendigung ein. Hier-
zu steht die Bundesregierung kontinuierlich im engen Austausch mit ihren Part-
nern — sowohl bilateral als auch im Rahmen internationaler Organisationen und
multilateraler Foren, vor allem in der NATO, der EU und den G7. Eine enge
transatlantische Zusammenarbeit bleibt auch nach dem Regierungswechsel in
den USA zentral. Die Bundesregierung wird hierzu, in Abstimmung mit unse-
ren europdischen und G7-Partnern, auf die kiinftige US-Administration zuge-
hen, um sich gemeinsam fiir einen gerechten und dauerhaften Frieden in der
Ukraine einzusetzen. Uber mogliche Positionen der kiinftigen US-Administra-
tion wird die Bundesregierung nicht spekulieren.

Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstrafie 83-91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 KélIn, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de
ISSN 0722-8333



	Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Joachim Wundrak und der Fraktion der AfD – Drucksache 20/14136 –
	Äußerungen von Vertretern der Bundesregierung zu Donald Trump, James David Vance, führenden Repräsentanten der US-Regierung und möglicher Schaden für die deutsch-amerikanischen Beziehungen
	Vorbemerkung der Fragesteller
	Vorbemerkung der Bundesregierung



